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Haushaltssatzung und Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2024 des Zweckver-

bands "NGA-Netz Darmstadt-Dieburg" 

Die Haushaltssatzung (einschließlich des Haushaltsplans) sowie das Investitionspro-

gramm des Zweckverbands „NGA-Netz Darmstadt-Dieburg" für das Haushaltsjahr 2024 

wurde von der Verbandsversammlung am 22. November 2023 beschlossen und mit E-

Mail vom 29. November 2023 zur Genehmigung vorgelegt. 

Nachfolgend erhalten Sie die aufsichtsbehördliche Genehmigung zu dem vorgesehenen 

Höchstbetrag der Liquiditätskredite. 

I. Genehmigung 

Hiermit genehmige ich gemäß § 18 Abs. 1 des Gesetzes über kommunale Gemein-

schaftsarbeit (KGG) in Verbindung mit § 97a Nr. 5 der Hessischen Gemeindeordnung 

(HGO) den in § 4 der Haushaltssatzung des Zweckverbandes „NGA-Netz Darmstadt-

Dieburg" für das Haushaltsjahr 2024 festgesetzten Höchstbetrag der Liquiditätskredite 

von 

2.600.000 

(i. W.: „Zwei Millionen Sechshunderttausend Euro") 

nach § 105 Äbs. 2 HGO. 
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II. Feststellungen zum Haushaltsplan 2024 

Der Ergebnishaushalt des Jahres 2024 schließt auf Grund der bedarfsdeckend festge-

setzten Verbandsumlage im ordentlichen Ergebnis ausgeglichen mit 0 € ab (§ 18 Abs. 1 

KGG i. V. m. § 92 Abs. 5 Nr. 1 HGO). Im Haushaltsvollzug eventuell entstehende jah-

resbezogene Fehlbeträge sind — unter Berücksichtigung der Rücklage aus Überschüs-

sen der ordentlichen Ergebnisse der Vorjahre — bei der Festsetzung der Verbandsum-

lage des kommenden Jahres einzubeziehen. 

Auszahlungen für die ordentliche Tilgung von Krediten fallen nicht an, so dass die Vor-

schriften zum Ausgleich des Finanzhaushalts (§ 18 Abs. 1 KGG i. V. m. § 92 Abs. 5 

Nr. 2 HGO bzw. § 3 Abs. 3 der Gemeindehaushaltsverordnung -GemHVO) nicht ein-
schlägig sind. 

Die mittelfristige Ergebnis- und Finänzplanung ist in den einzelnen Planungsjahren aus-

geglichen. Ein negativer Zahlungsmittelbestand ist nicht zu erwarten. 

Der Jahresabschluss 2022 wurde am 27. April 2023 vom Verbandsvorstand aufgestellt. 

Über die wesentlichen Ergebnisse wurde die Verbandsversammlung mit dem Haus-

haltsplan für das Jahr 2024 unterrichtet. Die Genehmigungsvoraussetzung des § 18 
Abs. 1 KGG i. V. m. § 112 Abs. 6 HGO ist damit erfüllt. 

Ich weise jedoch darauf hin, dass die Verbandsversammlung unverzüglich über die we-

sentlichen Inhalte zu informieren ist (§ 18 Abs. 1 KGG i. V. m. § 112 Abs. 5 HGO). Dies 

kann auch außerhalb einer Sitzung, beispielsweise per E-Mail, erfolgen. 

Im Haushaltsjahr 2024 ist erneut keine Kreditaufnahme vorgesehen. 

Gleiches gilt für die Planungsjahre 2025 bis 2027. Der beschlossene Gesamtbetrag der 

Verpflichtungsermächtigungen von 18.000.000 € ist daher nicht genehmigungsbedürftig 

(§ 18 Abs. 1 KGG i. V. m. § 102 Abs. 4 HGO). 

Der für-das Haushaltsjahr 2024 festgesetzte Höchstbetrag der Liquiditätskredite von 

2.600.000 € entspricht den für das Jahr 2024 vorgesehenen investiven Auszahlungen. 

Er dient der investiven Vorfinanzierung. Zur Endfinanzierung sind vorrangig Fördermittel 

des Bundes sowie des Landes, im Übrigen Investitionszuweisungen der Mitgliedskom-

munen vorgesehen. Die Rückzahlung der Liquiditätskredite ist also sichergestellt, so 

dass der vorgesehene Höchstbetrag genehmigungsfähig ist. 

III. Bekanntmachung 

Um weitere Veranlassung gemäß § 18 Abs. 1 KGG i. V. m. § 97 Abs. 4 HGO wird gebe-

ten. 

Diese Verfügung ist der Verbandsversammlung gemäß § 7 Abs. 2 KGG i. V. m. § 50 

Abs. 3 HGO in geeigneter Weise zur Kenntnis zu geben. 

Ich bitte, mir beides sodann nachzuweisen. 
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IV. Rechtsbehelfsbelehruhg 

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim 

Verwaltungsgericht Darmstadt 

Julius-Reiber-Straße 37 

64293 Darmstadt 

erhoben werden. 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

Horst Kreher 
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